
Was lange währt, wird endlich wahr: Das Bundesarbeitsgericht hat den Europäischen Gerichtshof 

eingeschaltet, um Klarheit in die Equal-Pay-Problematik zu bringen. Dies ist ein großer Erfolg 

unserer Kampagne.

Die unteren Instanzen hatten sich gescheut, diesen Weg zu gehen. Die Möglichkeit dazu hätte 

bestanden, doch ist das mit einer Menge Arbeit und auch mit der Gefahr verbunden, dass man als 

Richter was falsch macht und so an Reputation verliert. Einzige Ausnahme: Arbeitsgericht 

Kaiserslautern, das einen Vorlagebeschluss erließ. Nur: Innerhalb von wenigen Tagen wurde das 

ganze Verfahren von den Verleihern „kaputt gemacht“. Sie erklärten ein sog. Klaganerkenntnis 

(in Normalsprache übersetzt: „Der klagende Leiharbeiter hat Recht, wir bezahlen alles“) und 

damit musste der Richter der Klage stattgeben. Ein solches „Anerkenntnisurteil“ wird aber nicht 

begründet. Und außerdem – und das war das Entscheidende - : Es besteht kein Anlass mehr, den 

Europäischen Gerichtshof einzuschalten. 

Beim Bundesarbeitsgericht ist die Situation eine andere: Da es oft um Grundsatzfragen geht, 

funktioniert eine solche Beendigung des Verfahrens nur, wenn auch der Kläger, also der 

Leiharbeitnehmer, einen entsprechenden Antrag stellt. Dies hätte er aber mit Sicherheit nicht 

getan, und deshalb ist von vorne herein gar kein Versuch dieser Art unternommen worden.

Die Verleiher haben offensichtlich Angst vor einer Entscheidung aus Luxemburg. Das kann man 

verstehen. Nach der Leiharbeitsrichtlinie darf vom Grundsatz der Gleichbehandlung von 

Leiharbeitnehmern und Stammarbeitskräften nur abgewichen werden, wenn der „Gesamtschutz“ 

für die Leiharbeitnehmer erhalten bleibt.  Was das konkret bedeutet, ist bisher nicht geklärt, 

weshalb der Europäische Gerichtshof entscheiden muss. Die Leiharbeitstarife weichen aber durch 

die Bank vom gesetzlichen Normalstandard zu Lasten der Leiharbeitnehmer ab: Wie soll man da 

behaupten können, der „Gesamtschutz“ sei dennoch gewahrt?

Es gibt noch einen anderen Grund, weshalb Luxemburg die deutsche Praxis wahrscheinlich 

beanstanden wird:  In vielen Ländern, u. a. in Polen und in Frankreich, gilt „gleiche Bezahlung“ 

für Leiharbeiter und Stammkräfte als zwingendes Prinzip, von dem auch die Tarifparteien nicht 

abweichen dürfen. Soll man den deutschen Unternehmern wirklich das Privileg belassen, sich ihre

eigenen Billigarbeitskräfte zu schaffen? Deutschland auch noch rechtlich zu begünstigen, ist keine

Position, die in der EU Unterstützung erwarten kann.
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